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Geleitwort 

Die NPD ist eine rassistische und antisemitische Partei, deren Ziele in einem 
fundamentalen Widerspruch zu unserer freiheitlichen demokratischen Verfas-
sungsordnung stehen. Das ist nicht neu und wird in den Verfassungsschutzbe-
richten von Bund und Ländern alljährlich eindrucksvoll belegt. Umso unerträgli-
cher ist es, dass sich die NPD zu rund 40 Prozent aus Steuergeldern finanziert. 
Im Jahr 2011 waren das rund 1,3 Mio. Euro. Schon deshalb liegt als politische 
Forderung ein Verbot der NPD auf der Hand. Tatsächlich hat der Bundesrat im 
Dezember 2012 mit den Stimmen Niedersachsens beschlossen, beim Bundesver-
fassungsgericht eine Entscheidung über die Frage der Verfassungswidrigkeit der 
rechtsextremistischen Partei zu beantragen. 

 
Allerdings ist das in Artikel 21 Abs. 2 Grundgesetz normierte Parteiverbot eine 
überaus weit reichende Sanktion. Das Bundesverfassungsgericht nennt es sogar 
„die schärfste und überdies zweischneidige Waffe des demokratischen Rechts-
staats gegen seine organisierten Feinde“. Die Offenheit des politischen Prozesses 
und der freie Wettbewerb politischer Parteien sind zentrale Merkmale demokra-
tischer Ordnungen. Deshalb gilt nach wie vor: Verfassungsfeindliche Positionen 
sind vor allem politisch zu bekämpfen. Doch auch unter dieser Prämisse ist und 
bleibt es schwer vermittelbar, dass Verfassungsfeinde mit Steuermitteln alimen-
tiert werden. Nach geltendem Recht bietet aber nur ein vom Bundesverfassungs-
gericht auszusprechendes Parteiverbot die Möglichkeit, diese Finanzierung zu 
unterbinden. 

 
Daher habe ich mich bereits im Jahr 2008 dazu entschlossen, Herrn Professor Dr. 
Volker Epping mit einem Gutachten zu der Frage zu beauftragen, ob und unter 
welchen Voraussetzungen eine nicht nach Artikel 21 Abs. 2 Grundgesetz verbo-
tene Partei von der staatlichen Parteienfinanzierung ausgeschlossen werden 
kann. In seinem fundierten und schlüssigen Gutachten hat Herr Professor Epping 
zur Erreichung dieses Ziels einen überzeugenden Weg aufgezeigt. 

 
Die Mütter und Väter unseres Grundgesetzes haben sich nach leidvollen histori-
schen Erfahrungen dafür entschieden, die bundesrepublikanische Staatsordnung 
als wehrhafte Demokratie auszugestalten. Der antitotalitäre Konsens wurde ver-
fassungsrechtlich abgesichert. Eine Reform des Parteienrechts in dem von Herrn 
Professor Epping herausgearbeiteten Sinne würde diesen Ansatz konsequent 
fortentwickeln und um ein wichtiges Instrument ergänzen.  
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Die Vorschläge von Herrn Professor Epping haben eine breite rechtspolitische 
Debatte verdient. Daher begrüße ich die Veröffentlichung seines Gutachtens sehr 
und hoffe, dass die vorliegende Publikation einen großen Leserkreis erreicht. 

 
 

Uwe Schünemann, Niedersächsischer Minister für Inneres und Sport 
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